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Die Ideologien beim Wort nehmen: 

Soziale Verantwortung von 

Unternehmen inhaltlich und 

institutionell sichern!* 

1 Vorbemerkung 

Seit einigen Jahren steht mit der Nachhaltigen Unternehmensführung ein 
auf ein ganzheitlich tragfähiges Wirtschafts- und Lebensmodell bezoge-
nes Wirtschaften im Fokus meines wissenschaftlichen Bemühens. Nach-
haltige Unternehmensführung wird aber gerade in jüngster Zeit ins-
besondere in der Unternehmenspraxis immer häufiger als Corporate 
(Social) Responsibility (C(S)R) buchstabiert und damit auf die gesell-
schaftliche Verantwortung der Unternehmen bzw. Unternehmer zurück-
verwiesen, aus der heraus sie vermeintlich entspringt und in deren Um-
setzung sie sich praktisch offenbart. 

Hier setzen die Gedanken an, die ich in diesem Beitrag vortragen 
möchte. Denn ich halte das CSR-Konzept, insbesondere in seiner in der 
Praxis vorherrschenden Ausprägung für hochgradig ideologieverdächtig 
und empfehle Praktikern und Theoretikern dringend die bis heute erfri-
schende Lektüre des einschlägigen Aufsatzes von Horst Steinmann aus 
dem Jahre 1973, an den ich meine nachfolgenden Ausführungen anknüp-
fe. Das scheint mir berechtigt, ja geradezu notwendig, denn ich finde ihn 
zwar hier und da in den Literaturverzeichnissen aktueller Veröffentli-
chungen zum Thema aufgeführt, aber seine Thesen nicht wirklich rezi-

 
* Erstveröffentlichung  in: Baumann, W./Braukmann, U./Mathes, W. (Hrsg.): Inno-
vation und Internationalisierung, Festschrift für Norbert Koubek, Wiesbaden 2010, 
129-149. 
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piert und gewürdigt. Das mag daran liegen, dass er „uralt“ ist und zudem 
in Deutsch verfasst und daher der internationalen Diskussion nicht zu-
gänglich. Deshalb will ich zumindest die inhaltliche Lücke schließen und 
anknüpfend daran versuchen, eine Fortschreibung aus heutiger Sicht vor-
zunehmen, indem ich die Kritik konstruktiv wende und Gestaltungsmög-
lichkeiten der glaubwürdigen Umsetzung sozialer Verantwortungsüber-
nahme von Unternehmen diskutiere. 

2 Was meint CSR heute? 

Die jüngere Diskussion um CSR wurde im angelsächsischen Sprachraum 
entfacht. Hintergrund der Debatte dort waren die gehäuft zutage getrete-
nen Unternehmensskandale, die sich zumindest teilweise sogar in explizit 
gesetzeswidrigen Handlungen von Managern offenbarten. Hintergrund 
war und ist zudem die in den USA weit mehr als z.B. in Deutschland 
verbreitete Gewohnheit von Unternehme(r)n, in größerem Umfang als 
Spendengeber für kulturelle und soziale Projekte in Erscheinung zu tre-
ten. Dementsprechend treten die Aspekte der good corporate governance 
sowie des philanthropischen Engagements deutlich in den Vordergrund 
und prägen die Debatte.1  

Das drückt sich z.B. in der viel zitierten Carroll-Pyramide aus, die 
CSR auf vier Pyramidenstufen verortet, deren unterste die ökonomische 
Verantwortung („be profitable“) ausmacht, der auf der zweiten Ebene die 
Einhaltung der einschlägigen Gesetze als Ausdruck gesetzlicher Verant-
wortung folgt („obey the law“). Darüber ist die ethische Verantwortung 
im Sinne einer Beachtung von Fairness und Gerechtigkeit angesiedelt 
(„be ethical“), gefolgt vom bürgerschaftlichen Engagement als Förderer 
sozialer Anliegen („be a good corporate citizen“) (Carroll 1991). 

Eine andere Akzentuierung zeigt sich in den europäischen Auseinan-
dersetzungen mit CSR. So wird in der quasi-offiziellen Begriffsdefinition 
der EU Kommission CSR verstanden als 

„ein Konzept, das den Unternehmen als Grundlage dient, auf freiwilli-
ger Basis soziale Belange und Umweltbelange in ihre Unternehmenstä-
tigkeit und in die Wechselbeziehungen mit den Stakeholdern zu integ-
rieren. Sozial verantwortlich handeln heißt nicht nur, die gesetzlichen 

 
1 Vgl. hierzu z.B. Matten/Moon 2008, Habisch/Wegener 2005 
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Bestimmungen einhalten, sondern über die bloße Gesetzeskonformität 
hinaus ‚mehr‘ investieren in Humankapital, in die Umwelt und in die 
Beziehungen zu anderen Stakeholdern (EU-Kommission 2001, 7). 

Zentral an dieser Definition sind zum einen die Freiwilligkeit, zum ande-
ren der Einbezug in die Unternehmenstätigkeit und in die darüber hinaus 
bestehenden Stakeholderbeziehungen etwa in Form von Sponsoring oder 
Volunteering. Zentral ist darüber hinaus der Verweis darauf, worin das 
soziale Engagement sich substantiell äußern sollte, nämlich über die Ein-
haltung aller einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen hinaus in Investi-
tionen in Humankapital und Umwelt sowie in der Beziehungspflege zu 
den Stakeholdern. 

Damit beinhaltet auch dieses Begriffsverständnis das sog. Corporate 
Citizenship,2 aber eben nicht nur dieses, sondern eine insgesamt verant-
wortliche Ausübung der eigenen Geschäftstätigkeit. Mit dem inhaltlichen 
Bezug auf Investitionen in das Humankapital und auf Umweltbelange 
wird die Brücke zur Corporate Sustainability geschlagen,3 hier in der Va-
riante des sog. Drei Säulen-Modells, worauf noch zu sprechen zu kom-
men ist.  

Auffällig ist zunächst, dass beide Definitionen, insbesondere aber die 
von Carroll, so verstanden werden können, dass sie ein Handeln ein-
schließen, das bei genauerem Hinsehen kaum als Ausdruck sozialer Ver-
antwortungsübernahme angesehen werden kann: die Gewinnerzielung 
(bei Carroll) und die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften, die ein 
Unternehmen betreffen (in beiden Fällen).  

Für Carroll sind und bleiben die Eigentümer damit die relevantesten 
Stakeholder, für die das Unternehmen aus sozialer Verantwortung heraus 
Gewinne zu erzielen hat, wobei Gewinnerzielung als Pyramidensockel 
auch als die Basis für die Übernahme aller weiteren Aspekte sozialer 
Verantwortung interpretiert werden kann. Nächst bedeutsamer Stakehol-
der ist der Gesetzgeber, demgegenüber das Unternehmen seine soziale 
Verantwortung durch Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften beweist. 
Fairness und Gerechtigkeit können als Prinzipien des Umgangs mit allen 
weiteren Anspruchsgruppen, aber damit eben auch als Ausdruck einer 

 
2 Vgl. hierzu auch Schrader 2003 sowie die begriffliche Meta-Analyse von Garri-
ga/Melé 2004. 

3 Siehe hierzu Dyllick/Hockerts 2002 sowie Freimann 2006. 



264 Kapitel 3: Perspektiven 

good corporate governance verstanden werden. Worin sie sich äußern 
könnten, bleibt unbestimmt. Die höchste Stufe stellt die Hergabe von 
Spenden und anderen freiwilligen sozialen Leistungen dar: Unterneh-
mer/n als Finanziers für wünschenswerte, anders nicht finanzierbare ge-
sellschaftliche Aktivitäten. 

Die EU-Definition wird inhaltlich konkreter: „Soziale Belange und 
Umweltbelange“ sollen in die Unternehmenstätigkeit und die Beziehun-
gen zu den Anspruchsgruppen „integriert“ werden, wobei die sozialen 
Belange fortfolgend als „investieren in Humankapital“ konkretisiert wer-
den, Umweltbelange jedoch keine weitere Konkretisierung erfahren.  

Festzuhalten bleibt an dieser Stelle, dass beide Begriffsverständnisse 
Dimensionen einschließen, die man durchaus auch als Ausdruck „norma-
len“ erwerbswirtschaftlichen Geschäftsgebarens begreifen könnte,4 vor 
allem aber auf die soziale Verantwortung von Unternehmen „beyond 
compliance“ abstellen und darin sowohl die Geschäftstätigkeit selbst (al-
so den Prozess der Gewinnentstehung) als auch den der Gewinnverwen-
dung in Form von Spenden und dergleichen einbeziehen.  

Ideologie oder Ausdruck echten Bemühens um eine Perspektivener-
weiterung für die Unternehmenspolitik? Bevor eine kritische Auseinan-
dersetzung mit dieser Frage erfolgen kann, soll zunächst ein Rückblick 
auf zwei historische Vorläuferdiskurse genommen werden. 

3 Zur Geschichte der Forderung nach Corporate Social Responsibility 

Die Entwicklung der Sozialwissenschaften wird zwar von den Anhä-
ngern des sog. kritischen Rationalismus als Ausdruck des kontinuierli-
chen Bemühens um die immer bessere Erklärung der Welt idealisiert. 
Dem unvoreingenommenen Beobachter offenbart sich jedoch immer 
wieder die Tatsache, dass viele sozialwissenschaftliche Themen, oft an-
gestoßen durch aktuelle gesellschaftliche Problemlagen, wissenschaftlich 
aufge-griffen und bearbeitet werden, zumeist ohne dass dabei ein (vor-
läufig) gesicherter Stand des Wissens erreicht wird. Dann ebbt der Dis-
kurs ab, bis hin zum (vorübergehenden) völligen Verschwinden. Nach 

 
4 Auch in der EU-Definition kann man das „nicht nur – sondern auch“ in Bezug auf 
Gesetzestreue und drüber hinausgehendes soziales Engagement durchaus so verste-
hen, dass auch Gesetzestreue Bestandteil von CSR sei. 
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einer gewissen Zeit, nicht selten wieder ausgelöst durch einschlägige 
praktische Ereignisse, greift eine neue Generation von Forschern das 
Thema erneut auf. Es entwickelt sich, zumeist mit anderen Leitbegriffen 
oder Akzentuierungen, ein neuer Diskurs, der ebenfalls, ohne zum Kon-
sens geführt zu haben, das Schicksal seiner Vorläufer teilt, nach einiger 
Zeit nicht mehr weitergeführt zu werden. 

Der Diskurs über die gesellschaftliche Verantwortung von Unterneh-
me(r)n ist ein prägnantes Beispiel für genau dieses Phänomen. Mindes-
tens drei Wellen sind hier zu beobachten, von der die jeweils spätere(n) 
die frühere(n) zudem nur sehr begrenzt zur Kenntnis genommen haben. 

Die erste Welle liegt schon lange zurück. Sie hat die Entstehungspha-
se der kaufmännischen Gewerbe Handel und Bankwesen begleitet. Denn 
beiden Gewerben haftete, vor allem bedingt durch das von der christli-
chen Kirche aus dem Altertum übernommene Zinsverbot der Makel der 
Amoralität an, im (internationalen) Handel verstärkt durch dessen Nähe 
zu Übervorteilung und Raub. Galt der Geschäftsinhalt des Geld-gegen-
Geld-Verleihens und des Geld-für-Mehrgeld-Verausgabens als unmora-
lisch, so konnten die Bankiers und Händler ihre soziale „licence to opera-
te“, wie man das im CSR-Jargon heute ausdrücken würde, nur dadurch 
aufbauen und sichern, dass sie einerseits die soziale Nähe zum („ehrwür-
digen“) Adel suchten und angesichts dessen notorischer Finanzknappheit 
oft auch fanden und andererseits einen Habitus entwickelten, der ihre 
Gutbürgerlichkeit und Redlichkeit äußerlich in besonderer Weise ver-
sinnbildlichte.  

Die Kenntnis und Einübung der Rituale „ehrbarer Kaufmannschaft“ 
waren so bis in das 20. Jahrhundert hinein Kernbestandteile der Kauf-
mannsausbildung in den Handelshochschulen (vgl. Löffelholz 1935, 118 
ff.). Der Geruch der Unehrbarkeit färbte sogar noch auf die Anfänge der 
betriebswirtschaftlichen Wissenschaft ab, der mit dem Argument, sie sei 
doch nur öde Profitlehre, der Zugang zu den altehrwürdigen Universitä-
ten zunächst verwehrt wurde (Weyermann/Schönitz 1912). 

Die zweite Welle des Diskurses um die gesellschaftliche Verantwor-
tung von Unternehmen wurde in den 70er Jahren des vergangenen Jahr-
hunderts angestoßen durch die Kritik, mit der sich das Unternehmertum 
von Seiten der 68er Studentenbewegung konfrontiert sah. Wer als Kapi-
talist und Ausbeuter tituliert wird, sieht sich in der sozialen Defensive 
und dadurch veranlasst, die positiven Leistungen, die Unternehmen für 
die Gesellschaft erbringen, in besonderer Weise herauszustellen.  
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Diese Welle ist im deutschsprachigen Raum insbesondere durch zwei 
Erscheinungen charakterisiert: zum einen durch das sog. Davoser Mani-
fest, einen auf dem 3. Europäischen Management Symposium in Davos 
im Februar 1973 verabschiedeten Kodex des ethischen Wohlverhaltens 
für die Unternehmensführung, zum anderen durch seit 1972 gehäuft von 
Unternehmen publizierte Sozialbilanzen, in denen in komprimierter Form 
der soziale Nutzen, den das bilanzierende Unternehmen stiftet, dargestellt 
und erläutert wird. 

Das Davoser Manifest bezieht sich vor allem auf das Management von 
Großunternehmen, das es auffordert, verschiedenen Anspruchsgruppen 
sowie der Gesellschaft als Ganzes und sogar zukünftigen Generationen 
„zu dienen und deren widerstreitende Interessen zum Ausgleich zu brin-
gen,“ wozu „ausreichende Unternehmensgewinne erforderlich“ seien, die 
als „notwendiges Mittel, nicht aber Endziel der Unternehmensführung“ 
zu betrachten seien (zit. nach Steinmann 1973, 472-473). 

Am Davoser Manifest setzt die Auseinandersetzung von Steinmann 
an, ohne dass es ihr jedoch meines Wissens gelungen wäre, hierüber im 
deutschsprachigen Schrifttum eine breitere Debatte anzustoßen.5 Seine 
kritischen Fragen: 

− Wie verträgt sich die Auffassung von einer sozialen Unternehmens-
verantwortung, die implizit von einer herausgehobenen Machtstellung 
insbesondere großer Unternehmen ausgeht, mit der Leitidee des 
machtfreien, auf Freiwilligkeit basierenden wirtschaftlichen Bezie-
hungsgefüges an Märkten, die eine der Grundideen bürgerlich-
liberaler Ordnungsvorstellung darstellt? 

− Welchen Inhalt hat unternehmerische Verantwortung, wessen Interes-
sen sind also richtungsgebend für die Unternehmenspolitik und wie 
sind sie im Konfliktfall zum Ausgleich zu bringen? 

− Wo bleibt die Kontrolle darüber, ob das Management seine soziale 
Verantwortung auch tatsächlich angemessen wahrnimmt? 

− Wer hat dem Management von Unternehmen die Legitimation dazu 
übertragen, soziale Verantwortung wahrzunehmen, und kann sie ihm 
bei Nichterfüllung gegebenenfalls auch wieder entziehen? 

 
5 Wohl aber nimmt er auf diverse angelsächsische Publikationen seinerseits Bezug, 
z.B. auf Heald (1957), Petit (1965) sowie Learned et al. (1969). 
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Seine Antworten sind durchweg problematisierend: Es sei keine Verträg-
lichkeit mit den Grundlagen der Marktdoktrin gegeben, so dass die These 
von der sozialen Verantwortlichkeit des Management eher als Abwehrar-
gument gegen eine staatliche Intervention zur (Wieder)herstellung aus-
geglichener Machtverhältnisse an den Märkten zu interpretieren sei. Der 
Inhalt der sozialen Verantwortung und Aussagen zu Modalitäten des In-
teressenausgleichs blieben ebenso vage wie die Nennung einiger ausge-
wählter Anspruchsgruppen willkürlich. Kontrollmechanismen blieben 
ebenso unerwähnt wie die Legitimationsfrage unbeantwortet. Daher sei 
„die Idee als eine pseudo-normative Leerformel zu qualifizieren“ (eben-
da, 470), die in hohem Maße ideologisch geprägt sei, weil sie Macht-
strukturen rechtfertige, Konsequenzen der Machtausübung verschleiere 
und angesichts vorhandener Machungleichgewichte gebotene Staatsein-
griffe für unnötig erkläre. Zur Bestätigung zitiert er die an Naivität kaum 
zu überbietende Aussage von Learned et al.: „Indeed, the emergence of 
the doctrine of social responsibility is the principal justification for leav-
ing corporate power unchecked“(ebenda). Auf diese Argumente wird zu-
rückzukommen sein. 

Das Konzept der Sozialbilanzierung geht insofern über die bloße Pro-
klamierung sozial verantwortlicher Unternehmensführung hinaus, als es 
den substantiellen Beitrag des Unternehmens zum Gemeinwohl in Form 
eine „Bilanz“ zu dokumentieren und öffentlich zu machen versucht. So-
zialbilanzen stellen damit gleichsam ein Umsetzungsinstrument zum 
Nachweis der tatsächlich erfolgten sozialen Nutzenstiftung durch die Un-
ternehmenstätigkeit dar.  

Die ersten Sozialbilanzen wurden von Vorreiterunternehmen Anfang 
der 70er Jahre vorgelegt, von anderen aufgegriffen und weiterentwickelt, 
in Frankreich sogar gesetzlich vorgeschrieben, aber auch in einer breiten 
wissenschaftlichen Debatte kontrovers diskutiert.6 Sie können damit als 
Vorläufer der heutigen Umwelt- und Nachhaltigkeitsberichterstattung 
angesehen werden. 

Es ist an dieser Stelle nicht möglich, eine ausführliche Darstellung der 
verschiedenen Sozialbilanzierungskonzepte, ihrer Aussagemöglichkeiten 
und -grenzen vorzunehmen. Stattdessen soll in aller Kürze eine Würdi-

 
6 Vgl. etwa Dierkes 1974 und 1984, Eichhorn 1974, Fischer-Winkelmann 1980, 
Vogelpoth 1980. 
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gung des Phänomens und des darauf bezogenen Diskurses versucht wer-
den. 

Aus heutiger Sicht stellen Sozialbilanzen ein Phänomen dar, das durch 
eine weite Kluft zwischen Theorie und Praxis gekennzeichnet ist. Weit-
gehend unbeeinflusst von theoretisch konzeptionellen Überlegungen 
schritt die Unternehmenspraxis voran und legte die ersten Sozialberichte 
und –bilanzen vor.7 Diese Praxis wurde später in einem Praktiker-
Arbeitskreis zusammengeführt und konzeptionell einheitlich in drei Be-
standteile gegliedert (vgl. Pieroth 1978):  

 

− die sog. Sozialrechnung, in der auf Grundlage von Zahlen aus der 
GuV-Rechnung Aussagen über die sozialen Wirkungen betrieblicher 
Prozesse in Bezug auf die wesentlichen Anspruchsgruppen (Mitarbei-
ter, Kapitalgeber, Staat, Öffentlichkeit, Umwelt) vorgelegt werden 
sollten, 

− die sog. Wertschöpfungsrechnung, die – gegliedert in eine Entste-
hungs- und eine Verwendungsrechnung Aufschluss über Höhe, Ent-
stehung und Verteilung der Unternehmensbeiträge zur volkswirt-
schaftlichen Wertschöpfung geben sollte 

− und den Sozialbericht, in dem sich verbale und illustrative Erläuterun-
gen zu den verschiedenen Posten der Sozial- und Wertschöpfungs-
rechnung finden ließen. 

Damit stellt diese Form der Sozialbilanz8 ein Informationsinstrument 
dar, das weitgehend auf finanziellen Daten basiert, die der Finanzbuch-
haltung, insbes. der Gewinn- und Verlustrechnung des berichtenden Un-
ternehmens entnommen sind. Die grundlegenden Daten stellen somit 
Aufwendungen oder Erträge und damit den finanziellen Niederschlag der 
Bemühungen dar, die das Unternehmen angestrengt hat und denen inter-
pretativ ein sozialer Nutzen zugeschrieben wird, ohne dass dieser in sei-
nen Wirkungen gemessen und beziffert wird. Gezahlte Löhne sind dann 

 
7 So z.B. in Deutschland die Firmen Pieroth, Rank Xerox, Saarbergwerke, Steag, 
Shell und Rheinbraun, in der Schweiz die Migros. 
8 Auf andere Formen wie z.B. den Sozialbilanzentwurf des DGB und die französi-
schen Vorschriften zur Sozialbilanz, auf die sich der DBG-Entwurf weitgehend 
stützt, soll an dieser Stelle nicht eingegangen werden. Vgl. aber DGB Bundesvor-
stand 1979 und Vogelpoth 1980. 
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z.B. soziale Leistungen des Unternehmens an seine Mitarbeiter, Steuern 
und Abgaben sind Leistungen an den Staat, gleichgültig ob sie auf Grund 
vertraglicher oder gesetzlicher Verpflichtungen geleistet werden oder auf 
freiwilliger Basis. Kosten für eine Filteranlage sind Leistungen für die 
natürliche Umwelt, wie wirksam und ökologisch sinnvoll sie auch immer 
sein mögen. 

Negative externe Effekte, wie sie seit William Kapp im Fokus der 
(umwelt)ökonomischen Debatte stehen (Kapp 1950), tauchen in diesen 
Sozialbilanzen ebenso wenig auf wie z.B. gesundheitliche Schädigungen 
der Mitarbeiter. Insofern waren Sozialbilanzen dieser Prägung vor allem 
Publikationen zur Imagepflege, Broschüren, die darstellen sollten „was 
ein Unternehmen für die Gesellschaft insgesamt Nutzbringendes leistet“ 
(Faltlhauser 1978, 163). Sie begegnen dem sozialen Druck kritischer An-
spruchsgruppen, aber sie leisten nicht wirklich, was sie vorgeben zu leis-
ten, das Ausmaß der von Unternehmen wahrgenommenen sozialen Ver-
antwortung objektiv im Sinne von extern nachprüfbar zu dokumentieren. 

Auch die Sozialbilanzierungspraxis ist mithin in großem Umfang ide-
ologisch geprägt: die dahinter stehende Absicht, sozialer Kritik mit einer 
Darstellung der sozialen „Schönseite“ des Unternehmens (Budäus, 1977, 
200) zu begegnen, ist allzu durchsichtig. Die Fragen, worin sich soziale 
Verantwortung auszudrücken hätte, wie sie sich legitimiert, wie sie kon-
trolliert und bei Nichtwahrnehmung sanktioniert werden soll, werden 
weder gestellt noch beantwortet.  

Die dargestellten historischen Stationen von Versuchen, Unterneh-
menspolitik bzw. unternehmerisches Handeln auch als Ausdruck der 
Wahrnehmung sozialer Verantwortung zu charakterisieren und damit zu 
legitimieren, haben Mehreres gemeinsam:  

− Sie entstehen durchweg zu Zeiten, in denen praktische Unternehmens-
führung gesellschaftlichen Moralvorstellungen zuwiderläuft und/oder 
verstärkter gesellschaftlicher Kritik ausgesetzt ist. 

− Sie proklamieren soziale Verantwortung, ohne konkret auf deren In-
halte, Legitimation und Kontrollierbarkeit und ihre Vereinbarkeit mit 
vorherrschenden politischen Vorstellungen einzugehen. 

− Sie verzichten vollends auf oder greifen zu unzulänglichen Instrumen-
ten zur Umsetzung der sozialen Verantwortung im täglichen prakti-
schen Handeln von Unternehmen. 
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4 Zum historischen Hintergrund der heutigen CSR-Debatte 

Das gilt auch für die aktuelle Debatte, wie im Folgenden nachzuweisen 
sein wird. Sie hat ihren sozialen Hintergrund im Zusammentreffen ver-
schiedener gesellschaftlicher Ereignisse und Entwicklungen. 

Da ist zum einen auf der Ebene der einzelnen Unternehmen das Ob-
siegen eines wirtschaftlichen Handlungsmusters zu nennen, das jenseits 
jeglicher Beeinträchtigungen von gesellschaftlich-moralischen Schranken 
das Streben nach dem eigenen finanziellen Vorteil, verbrämt als Aus-
druck wirtschaftlicher Rationalität, insbesondere in managergeführten 
Großunternehmen zur Vorherrschaft hat gelangen lassen. Dies kann als 
Fleischwerdung des Homo Oeconomicus und seiner Moral missachten-
den Nachfahren charakterisiert werden (Freimann 2006, 41ff.). Es äußert 
sich nicht nur in Fällen schierer Unersättlichkeit, was das Gewinnstreben 
angeht, sondern auch in zahlreichen Fällen scheinbar grenzenlosen 
Lohndumpings, das nicht nur in den USA immer mehr Menschen trotz 
Wahrnehmung eines vollen Arbeitsverhältnisses in Armut bringt. Es äu-
ßert sich auch in Bestechung und Bestechlichkeit sowie weiteren durch-
aus nicht im Einklang mit gesetzlichen Vorschriften stehenden Handlun-
gen von Unternehmensverantwortlichen. 

Sein einzelwirtschaftliches Pendant findet dieses Handlungsmuster im 
– ebenfalls vermeintlich rationalen – Konsumhandeln vieler Menschen 
insbesondere in den Industrieländern. Wo Geiz geil ist, „ruiniert König 
Kunde sein Land“(Pötter 2006). Wer im Internet oder anderswo mög-
lichst viele möglichst billige Produkte kauft, nimmt – ob unbedacht oder 
bewusst – soziale Nebenfolgen wie z.B. das Sterben des stationären 
wohnortnahen Handels oder unmenschlicher Arbeitsbedingungen in indi-
schen Sweatshops in Kauf. 

Auf der wirtschaftspolitischen Ebene ist nahezu weltweit ein Rückzug 
des Staates zu beobachten, der einerseits aus einem tatsächlichen Macht-
verlust der Nationalstaaten gegenüber international agierenden 
(Groß)unternehmen resultiert, andererseits aber auch Ausdruck des Ob-
siegens neoliberaler wirtschaftspolitischer Konzepte ist, wonach staatli-
che Regulierung mehr Fessel wirtschaftlichen Fortschritts als dessen po-
litischer Wegbereiter und Lenker ist.9 In einer globalisierten Weltwirt-

 
9 Ob und inwieweit die aktuelle weltweite Krise diese Entwicklung aufhalten oder 
umkehren kann, ist aus meiner Sicht derzeit nicht auszumachen. 
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schaft, in der immer mehr Unternehmen global beschaffen, produzieren 
und verkaufen, herrscht verschärfte Standortkonkurrenz und schwächt 
nationale Politik. Denn diese definiert sich verstärkt als Interessenvertre-
tung der nationalen Wirtschaft und buchstabiert ihre Rolle oft als Auffor-
derung zur Deregulierung und Senkung standortbedingter Kosten anstatt 
als Aufgabe, Innovationen und Zukunftsfähigkeit zu fördern. Die Folgen: 
Ein Downcycling nationaler Regulierung und in dessen Folge immer we-
niger durchsetzungsmächtige Nationalstaaten. Auch im nationalen Rah-
men wird der Staat immer mehr zum Moderator des Diskurses mehr oder 
weniger mächtiger Interessengruppen, was sich nicht zuletzt darin äußert, 
das z.B. die EU ein unverbindliches „Grünbuch“ zur sozialen Verantwor-
tung von Unternehmen vorlegt, statt diese in gesetzlicher Form einzufor-
dern und zu regulieren. 

Demgegenüber gewinnen publizistische Medien und oft international 
tätige Nichtregierungsorganisationen zunehmend an Bedeutung und len-
ken ihre kritische Aufmerksamkeit nicht zuletzt auf skandalisierbare 
Phänomene im Handeln von Unternehmen. Dabei nehmen sie einerseits 
zumindest teilweise die Kontrollfunktionen wahr, die bisher im Aufga-
benbereich des Staates lagen, indem sie das Unternehmenshandeln be-
obachten und kritische Befunde öffentlich machen. Andererseits verfol-
gen sie jedoch auch eigene Interessen wie z.B. Auflagensteigerung und 
Fundraising, was nicht immer der Wahrheitsfindung in Bezug auf die 
Objekte ihrer Aufmerksamkeit dient. Während Unternehmen also Staaten 
immer mehr dominieren, müssen sie gegenüber den zivilgesellschaftli-
chen Stakeholdern zunehmend an kooperativen oder zumindest verträgli-
chen Beziehungen interessiert sein. CSR-Bekundungen sind Ausdruck 
dieses Bemühens. 

Über all diesen Phänomenen erhebt sich die allgemeine Problematik, 
dass die westlich-industrielle Produktions- und Lebensweise zwar auf 
dem Wege ist, die Welt zu erobern, indem sie zum Vorbild für Schwel-
len- und Entwicklungsländer geworden ist, dem diese allzu oft mit dem 
Umweg über frühkapitalistische Technik- und Sozialstrukturen nachstre-
ben. Andererseits ist sie unter ökologischen Gesichtspunkten nicht globa-
lisierbar, ohne dass es mehrere Welten bräuchte. Nicht nur, aber auch 
Unternehmen sind auch vor diesem Hintergrund gehalten, umzusteuern 
und zur Sicherung ihres Ressourcenzugangs und der natürlichen Lebens-
zusammenhänge eine Wirtschaftsweise zu entwickeln, die nachhaltig im 
Sinne von sozial und ökologisch globalisierbar ist. 
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5 Zur inhaltlichen Konkretisierung von CSR 

Wie also wäre CSR vor diesem Hintergrund heute inhaltlich zu konkreti-
sieren? Setzen wir zur Beantwortung dieser Frage noch einmal bei der 
CSR-Definition von Carroll an. Zunächst sei daran erinnert, dass zumin-
dest die beiden unteren Stufen der Pyramide eher als Erfüllung existenti-
eller Handlungsbedingungen privatwirtschaftlicher Unternehmen zu be-
greifen sind denn als Ausdruck sozialer Verantwortungsübernahme. Im-
merhin besteht bei Verstößen gegen beide Gebote die Gefahr, relativ 
schnell vom Markt verschwinden zu müssen, ganz gleich in welcher 
Weise man sonst gegenüber der Gesellschaft auftritt. 

Carrolls dritte Ebene bleibt dafür, dass sie die erste und eigentlich ein-
zige Ebene ist, die sich zentral auf das Geschäftsgebaren des Unterneh-
mens bezieht, relativ verschwommen und interpretationsbedürftig. Buch-
stabiert man sie in einer Weise, dass man „be ethical“ als „do no harm“ 
versteht, dann wird darin zwar immer noch keine konkrete Handlungs-
ebene angesprochen, aber die Aufforderung ablesbar, im Kerngeschäft 
und in den Stakeholderbeziehungen Schäden zu vermeiden. Unterneh-
men hätten auch die Nebenfolgen ihres Tuns und ihres Leistungsangebots 
mit zu bedenken und im Sinne der Schadensvermeidung zu beachten, ei-
ne durchaus weit gehende Forderung. 

Ebene 4 dagegen mag als eine spezielle Form der Gewinnverwendung 
jedem Unternehmer als Privatperson gut zu Gesicht stehen, ist aber im 
Fall von managergeführten Unternehmen zumindest insofern nicht un-
problematisch, weil im Namen des Unternehmens spendende Manager 
nicht ihr eigenes Geld, sondern das der Anteilseigner vergeben, in der 
Regel ohne von diesen dazu ausdrücklich legitimiert worden zu sein. Tun 
sie es aus Marketinggründen als Bestandteil der Unternehmenswerbung, 
dann ist es gerade nicht Ausdruck sozialer Verantwortung, sondern wie 
Ebene 1 und 2 auch business as usual. 

So kommt in dieser Ausprägung CSR überwiegend daher als mehr o-
der weniger zwangsweise Befolgung existentieller Handlungsbedingun-
gen oder als Gewinnverwendung durch den Unternehmer als Privatper-
son oder dazu nicht legitimierte Manager. Dort wo sie das Kerngeschäft 
betrifft, klingt sie anspruchsvoll, bleibt aber unbestimmt. Eine Inhaltsbe-
stimmung dessen, worauf denn CSR auf der Ebene ethisch geprägter Un-
ternehmensführung abheben könne oder müsse, wird ebenso wenig ge-
führt wie nach der Legitimation, institutioneller Kontrolle und den Me-
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chanismen des Verantwortungsentzugs bei Nichtwahrnehmung gefragt 
wird. Das so transportierte CSR-Verständnis kann mithin nur als erneuter 
ideologischer Legitimationsversuch für in Kritik geratene, weil selbst ge-
gen Rechtsnormen und gesellschaftliche Wertvorstellungen verstoßende 
Unternehmensführung charakterisiert werden. 

Im europäischen bzw. deutschen CSR-Diskurs kommt eine etwas kla-
rere Trennung zwischen Corporate Citizenship (CC) und CSR zum Tra-
gen, bei der CC zumeist weitgehend mit philanthropischem Engagement 
identifiziert wird, allerdings ohne genauer zu prüfen, ob und in welchem 
Maße sowie unter Bezug auf welches Verständnis von Bürgertum die 
Rolle eines Unternehmens als gewinnorientierter Spieler im Wettbe-
werbszusammenhang vereinbar ist mit den Anforderungen an bürger-
schaftliches Engagement (vgl. aber Schrader 2003). CSR dagegen wird 
zumeist enger gefasst und stärker auf Aktivitäten im Zusammenhang mit 
dem Kerngeschäft bezogen. Inhaltlich finden sich in größerem Umfang 
Bemühungen, CSR als praktisch-instrumentellen Ausdruck einer nach-
haltigen Unternehmensführung zu verstehen (Loew et al. 2004).  

Dabei wird allerdings, wie oben bereits angemerkt, Nachhaltigkeit 
nicht nur in der EU-Definition sondern auch in weiten Teilen der Unter-
nehmenspraxis mit dem sog. Drei-Säulen-Modell operationalisiert, nach 
dem die „Dimensionen Ökologie, Ökonomie und Soziales in ein (dyna-
misches) Gleichgewicht zu bringen sind“ (Majer 2000, 383). Nachhaltige 
Entwicklung wird so nicht mehr von der Leitidee einer intra- und inter-
generationalen Gerechtigkeit her gedacht, nach der alle aktuell Lebenden 
und die zukünftigen Generationen das prinzipiell gleiche Recht auf an-
gemessene Lebenschancen haben, also niemand berechtigt ist, ein Le-
bensmodell zu praktizieren, das nicht globalisierbar, d.h. von jeder-
mann/frau lebbar ist. Stattdessen werden soziale und wirtschaftliche Be-
lange mit ökologischen Belangen (denn die verfügbaren Naturvorräte 
und Aufnahmekapazitäten der Natur für die Abfälle menschlichen Wirt-
schaftens sind – zumindest für die entwickelten Länder – die eigentlichen 
Engpassfaktoren für die globale Umsetzung nachhaltiger Entwicklung im 
oben genannten Sinne) auf eine Stufe gestellt. Paech bemerkt hierzu kri-
tisch: „Nachhaltig kann also nur sein, was im Schnittmengenbereich der 
drei Säulen liegt“ (Paech 2005, 93). 

„Win-win-win“ heißt die Devise. Das heißt nicht nur, dass die Bewah-
rung der natürlichen Lebensgrundlagen nur dann nachhaltig im Sinne des 
Drei-Säulen-Modells ist, wenn sie zugleich ökonomischen und sozialen 
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Belangen förderlich ist, also der Gewinnerzielung dient und auf soziale 
Akzeptanz stößt. Es heißt damit, dass die eigentlich bedeutsamen Kon-
fliktfelder zwischen wirtschaftlichen und sozialen Interessen einzelner 
Gruppen und/oder Unternehmen aus dem Blick geraten, jedenfalls aber 
auf Grundlage des Modells nicht bearbeitet werden können. 

Für Unternehmen (wie natürlich auch für andere gesellschaftliche Ak-
teure) wird damit das Tor zur Beliebigkeit groß aufgemacht. Letztlich ist 
alles Handeln, das sich irgendwie als sozialen, ökonomischen und ökolo-
gischen Belangen förderlich interpretieren lässt, ein Schritt auf dem Weg 
zur Nachhaltigkeit. Und umgekehrt kann niemand mehr Effizienzsteige-
rungen (z.B. geringere CO2-Emissionen von Autos pro 100 km) deshalb 
als nicht nachhaltig kritisieren, weil sie durch Flottenwachstum und stei-
gende Fahrleistungen überkompensiert werden, denn diese sind ja sozial 
und ökonomisch erwünscht. 

Wollte man CSR in dem Sinne inhaltlich füllen, dass sich in ihr Nach-
haltige Unternehmensführung manifestieren soll/kann, dann scheint mir 
der Bezug auf Win-Win-Win kontraproduktiv. Denn damit wird alles und 
nichts, was ein Unternehmen sozial und ökologisch bewirkt oder beein-
flusst, als Beitrag zu einer nachhaltigen Entwicklung interpretierbar. 
Substantiell prüfbare Maßstäbe fehlen völlig. Zum Umgang mit Kon-
fliktsituationen gibt es keine Hinweise. Auch in dieser Lesart erweist sich 
CSR damit als inhaltlich unbestimmt und ideologieverdächtig. 

Von zentraler Bedeutung ist jedoch die Frage, ob und in welchem 
Maße auf gesellschaftliche Nutzenstiftung oder Schadensvermeidung zie-
lende Aktivitäten von Unternehme(r)n Bezüge zum unternehmerischen 
Kerngeschäft aufweisen.  

Wer sein Geld auch dazu verwendet, Anderen und der Natur Gutes zu 
tun, verdient Anerkennung. Wenn jedoch Volkswagen die Kasseler 
Documenta fördert oder Otto Geld für soziale Einrichtungen spendet, 
dann leisten die Unternehmen soziale Beiträge aus erzielten Gewinnen 
(auch wenn Spenden steuerlich als Betriebsausgaben und damit gewinn-
mindernd verbucht werden können).10 Wenn gar Krombacher von dem 

 
10 Gesellschaftlich problematisch ist dann allenfalls, dass derartige soziale Förder-
maßnahmen keinerlei demokratische Legitimation haben und damit dort, wo sie 
staatliche Maßnahmen ersetzen oder ergänzen, den privaten Förderern das Ent-
scheidungsrecht überlassen wird, was sie für förderungswürdig halten, anstatt es bei 
den dazu durch Wahlen legitimierten Instanzen zu belassen und diese finanziell 
besser auszustatten. 
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Erlös jedes Kastens Bier ein paar Cent zur Erhaltung des tropischen Re-
genwaldes spendet oder UHU die Wiederansiedlung des gleichnamigen 
Großvogels in Deutschland unterstützt, dann sind diese Spenden in Wirk-
lichkeit nichts als Ausgaben für Unternehmens- oder Produktwerbung. 
Sozial verantwortbare Unternehmenspolitik hieße hier z.B. auf gesüßte 
Biermixgetränke zu verzichten, weil durch sie der Alkoholmissbrauch bei 
Jugendlichen gefördert wird oder den Klebstoff so zu verändern, dass 
suchtförderndes Schnüffeln nicht mehr möglich ist. 

Substantiell sozial verantwortliche Unternehmensführung also ist et-
was Anderes. Sie beweist sich im Prozess der Gewinnerzielung. Sozial 
verantwortlich handeln Unternehmen, die ihren MitarbeiterInnen aus-
kömmliche Löhne zahlen, gesundheitlich beeinträchtigende Arbeitsbe-
dingungen beseitigen oder gar nicht erst in Kauf nehmen, von Produkti-
onsprozessen oder Produkten ausgehende Umweltrisiken vermeiden oder 
zumindest weitestmöglich verringern, ihren Kunden qualitativ hochwer-
tige Produkte anbieten …, kurzum die in ihrem Geschäftsgebaren Moral 
über Geschäft stellen. Soziale Verantwortung zu übernehmen heißt also, 
legitimes Gewinnstreben einbetten in Normen, die gesellschaftlich ak-
zeptiert und ethisch begründet sind.11 Wenn eine solche Norm diejenige 
der Nachhaltigkeit im Sinne des Übertragbarkeitskriteriums ist, dann bin 
ich geneigt, so verstandene CSR als unternehmenspolitischen Beitrag zur 
Nachhaltigen Entwicklung zu bezeichnen.  

6 Zur institutionellen Verankerung von CSR 

Ist damit die bereits von Horst Steinmann in Bezug auf das Davoser Ma-
nifest festgestellte inhaltliche Unbestimmtheit von CSR beseitigt, dann 
sind nun noch seine Fragen nach der institutionellen Legitimität und 
Kontrolle der sozialen Verantwortungsübernahme von Unternehmen auf-
zugreifen.12 Wer oder was legitimiert Unternehmensleitungen zur Wahr-

 
11 Etwa nach dem vom Thomas Mann kolportierten Grundsatz der Lübecker Kauf-
mannsfamilie Buddenbrook, der da lautet: “Mein Sohn, sey mit Lust bey den Ge-
schäften am Tage, aber mache nur solche, daß wir bey Nacht ruhig schlafen kön-
nen.“ (Buddenbrooks, 2. Teil, 1. Kapitel). 
12 Auf den von Steinmann ebenfalls problematisierten Zusammenhang zwischen 
soziale Verantwortung begründender Macht einerseits und marktwirtschaftlich-
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nehmung sozialer Verantwortung, mittels welchen Mechanismus‘ kann 
diese Legitimation bei Nichterfüllung entzogen werden und wie kann 
Kontrolle ausgestaltet werden darüber, ob, mit welchen Inhalten und mit 
welchen Erfolgen die Verantwortungsübernahme praktiziert wird? 

Nach meiner Kenntnis werden diese Fragen in der aktuellen CSR-
Debatte nur am Rande und vielfach unzureichend thematisiert oder be-
antwortet. Es heißt nämlich, die Legitimation sei gleichsam implizit 
dadurch gegeben, dass nur Unternehmen, die CSR übernehmen, die sog. 
„licence to operate“ erhielten, die ihnen andernfalls entzogen würde.  

Hier ist wohl eher der Wunsch Vater des Gedankens. Wer entzöge 
z.B. der Atomindustrie die Geschäftsgrundlage, die seit Jahrzehnten ohne 
Entsorgungsnachweis risikoreiche Atomreaktoren betreibt, die eine 
Mehrheit der Bevölkerung ablehnt? Selbst Unternehmen, die nachweis-
lich in gravierender Weise die Gesundheit ihrer Mitarbeiter und Anlieger 
schädigen, stoßen zwar auf soziale Kritik, finden aber selbst im Konflikt-
fall nicht selten milde Richter. Und Bankinstitute, deren Handeln die bis-
her größte Weltwirtschaftskrise zumindest billigend in Kauf genommen 
hat, werden zwar in den Medien und von der Politik kritisiert, aber mit 
dem Hinweis auf unüberschaubare „Systemrisiken“ durch massive staat-
liche Hilfen vor dem Konkurs gerettet. Ein wirklicher Entzug der sozia-
len Akzeptanz ist mir zumindest noch nicht begegnet. Und mit sozialer 
Kritik gehen Unternehmer und Manager nicht selten so um, dass sie ihr 
die fachliche Kompetenz abstreiten (vgl. z.B. Heine/Mautz 1995), sie al-
so kaum je als Anstoß zum Nachdenken aufgreifen. 

Institutionelle Legitimierungs- und Kontrollstrukturen sind also uner-
lässlich. Beginnen wir mit den Kontrollmöglichkeiten. Deren Ausgestal-
tung kann sowohl an historische Erfahrungen im Bereich der finanzöko-
nomischen Kontrolle auf dem Weg der verbindlichen Informationsvor-
schriften für die bilanzielle Rechnungslegung und Geschäftsberichterstat-
tung anknüpfen als auch an entsprechende Erfahrungen der Sozialbilan-
zierung.  

Hier ist die Entwicklung der CSR- oder Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung auf einem guten Wege. Nachdem sich der von Frankreich einge-
schlagene Weg einer gesetzlichen Verpflichtung zur Vorlage einer inhalt-
lich präzis definierten Sozialbilanz international nicht hat durchsetzen 

 
doktrinär als machtfrei unterstellte Wirtschaftsbeziehungen an Märkten will ich aus 
Platzgründen hier nicht mehr eingehen. 
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können (vgl. Dierkes 1984, 1230/31), und frühe Vorschläge zur Standar-
disierung der betrieblichen Ökobilanzierung keine Resonanz fanden 
(Freimann 1990), ist seit Beginn der 90er Jahre eine fast schon stürmi-
sche Entwicklung auf dem Feld der freiwilligen Umwelt- und Nachhal-
tigkeitsberichterstattung zu beobachten (Kahlenborn et al. 2007). Zu-
nächst wurde vereinzelte Umweltberichte von Unternehmen vorgelegt. 
Seit 1996 schnellte die Zahl der einschlägigen Berichte auf viele Tausend 
hoch, befördert durch die europäische EMAS-Verordnung, die die Veröf-
fentlichung einer Umwelterklärung den Teilnehmern am System zwin-
gend vorschreibt. Sie stagnierte dann aber mit den EMAS-
Teilnehmerzahlen, auch weil das weltweit gültige und erheblich erfolg-
reichere ISO 14001-System keine entsprechenden Publikationspflichten 
enthält.  

Inzwischen aber legen nicht nur viele (große) Unternehmen freiwillige 
Nachhaltigkeits- oder CSR-Berichte vor, sondern es hat sich mit den 
GRI-Richtlinien ein weltweiter Standard zur entsprechenden Berichter-
stattung etabliert, an dem sich immer mehr berichtende Unternehmen 
orientieren (www.globalreporting.org). Die Richtlinien enthalten Vorga-
ben zu den wichtigsten Inhalten eines Berichts, die auf freiwilliger Basis 
übernommen werden können, aber nur im Bericht selbst als Bezugs-
grundlage erwähnt werden dürfen, wenn sie zumindest in gewissem Um-
fang verbindlich eingehalten wurden.13 

Kritisch anzumerken bleibt jedoch, dass die GRI Guidelines nur einen 
weiten Rahmen darstellen, der inhaltlich nicht vollständig ausgefüllt 
werden muss und daher noch immer dazu führt, dass die meisten Nach-
haltigkeits- oder CSR-Berichte wie seinerzeit die Sozialbilanzen als PR-
Instrumente aufgezogen werden, die die Schönseite des unternehmeri-
schen Engagements darstellen und fortbestehende Probleme und Schwä-
chen nicht oder allenfalls am Rande erwähnen. Insofern besteht offen-
sichtlich auch die Differenz zwischen Theorie und Praxis fort, die Fi-
scher-Winkelmann schon 1980 für die Sozialbilanz-Diskussion konsta-
tiert hat (Fischer-Winkelmann 1980, 6ff.) und die darin besteht, dass 
Wissenschaftler mit dem sozial-ökologischen Reporting von Unterneh-

 
13 In jüngster Zeit mehren sich jedoch kritische Stimmen, die die GRI-Guidelines 
mit ihrer Fixierung auf westlich-industriell relevante Berichtsinhalte als nicht ver-
allgemeinerbar insbesondere für Schwellen- und Entwicklungsländer mit abwei-
chenden Kulturen und sozialen Problemen beurteilen. (z.B. Brown et al. 2009). 
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men Ansprüche einer umfassenden Rechenschaftslegung verbinden, die 
so von der Unternehmenspraxis nicht geteilt werden und die die Natio-
nalstaaten in der globalisierten Welt ja nicht einmal im Bereich der fi-
nanzwirtschaftlichen Rechnungslegung verlässlich einzufordern in der 
Lage sind.  

Lediglich die kritische Öffentlichkeit und durchsetzungsmächtige 
marktliche Anspruchsgruppen könnten hier Ansprüche geltend machen 
und durchsetzen. Tatsächlich gibt es Entwicklungen in dieser Richtung: 
einschlägige Rankings in der Wirtschaftspresse14 sowie das verstärkte In-
teresse, das nachhaltigkeitsorientierte Rating-Agenturen diesen Berichten 
entgegenbringen, um verlässliche Grundlagen für ihre Beurteilung des 
nachhaltigkeitsbezogenen Engagements der Unternehmen zu bekommen, 
die in einschlägigen Börsenindices geführt oder in einschlägige Fonds 
aufgenommen werden wollen. So sind es der Kapitalmarkt und die inte-
ressierte Öffentlichkeit, die hier die Lücke zu füllen versuchen, die die 
zunehmend schwächere staatliche Regulierung hinterlässt. 

Der Kapitalmarkt hat über das Interesse einer wachsenden Zahl von 
Investoren an nachhaltigen Geldanlagen einen wichtigen Impuls gesetzt, 
um auf dem Gebiet der CSR zumindest halbwegs solide Kontrollmög-
lichkeiten zu etablieren. Allerdings scheint das Öko-Rating zumeist mit 
relativ oberflächlichen Informationen zufrieden zu sein. Den in diese 
Richtung berichtenden Unternehmen geht es daher oft nur um die Ab-
wehr des Risikos erhöhter Kapitalkosten. Proaktive Nachhaltigkeitsorien-
tierung sieht anders aus. Zudem haben die Rating-Agenturen in der aktu-
ellen Finanzmarktkrise viel Renommee verspielt, indem sie die finanziel-
len Risiken vieler Investments notorisch unterschätzt und so einen erheb-
lichen Beitrag zur Verschärfung der Krise geleistet haben, anstatt vor den 
sich abzeichnenden Entwicklungen frühzeitig zu warnen. 

Kritischer und mit mehr ökologischem und sozialem Sachverstand be-
trachten NGOs und deren Repräsentanten die CSR- und Nachhaltigkeits-
berichte von Unternehmen. Sie legen die Latte ihrer Ansprüche deutlich 
höher und verfügen mit dem Instrument der Skandalisierung auch über 
ein nicht zu unterschätzendes Durchsetzungspotential. Was sie relativ 
wenig einsetzen, ist das Setzen von positiven Incentives, die engagierte 
Unternehmen belohnen und so das Engagement und nicht nur die Risiko-
abwehr befördern. Eine Belohnung etwa in Form einer Auszeichnung 

 
14 In Deutschland vor allem durch die Zeitschrift Capital und das Berliner IÖW. 
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„nachhaltiges Unternehmen“, verliehen durch ein entsprechendes Gremi-
um von NGO-Vertretern, könnte hier viel bewirken. 

Solange all dies jedoch ohne jede verpflichtende Regulierung abläuft, 
weil Nationalstaaten zu wenig Macht haben oder sich programmatisch 
zurückziehen und harte supranationale Regulierung fehlt, wird abzuwar-
ten sein, ob es eine Modeerscheinung bleibt oder ob der Prozess der wei-
chen zivilgesellschaftlichen Selbstregulierung dazu führen wird, dass die 
Kontrollmöglichkeiten im Sinne der Bereitstellung valider und ver-
gleichbarer Informationen sich weiter verfestigen und verbessern. Nicht 
zuletzt wird diese Frage an den Märkten selbst entschieden, die einschlä-
gige Informationen nachfragen und ihre Sanktionsmöglichkeiten einset-
zen müssen, um die Entwicklung zu befördern. 

Institutionelle Legitimation, Kontrolle und (positive wie negative) 
Sanktionierung kann jedoch meines Erachtens nicht über bloße Informa-
tionsbereitstellung erfolgen. Denn auch gut informierte externe Stakehol-
der haben nur sehr begrenzte Einwirkungsmöglichkeiten und Einwir-
kungsinteressen in Bezug auf Unternehmen (vgl. Freimann 2000). Nur 
wenn man ihre Repräsentanten zu Insidern macht und ihre Einwirkungs-
möglichkeiten auf das Management institutionell verankert, können Legi-
timationsgrundlagen errichtet werden, die die Möglichkeit für engagierte 
und dauerhaft wirksame soziale Verantwortungsübernahme von Unter-
nehmen schaffen.  

Auch hier gibt es Vorbilder und Anknüpfungsmöglichkeiten. Sie lie-
gen insbesondere in Gestalt der deutschen Mitbestimmung sowie in Ge-
stalt der diversen Stakeholderdialoge vor, die von Unternehmen zu kon-
kreten Problemsituationen eingerichtet und durchgeführt wurden.  

Die deutsche Montanmitbestimmung wurde in den 50er Jahren nicht 
in erster Linie deshalb gesetzlich verankert, um den Arbeitnehmern Ein-
flussmöglichkeiten auf die Gestaltung ihrer Arbeitsplätze zu geben, son-
dern um zu vermeiden, dass sich deutsche Unternehmen noch einmal als 
politische Steigbügelhalter der Nazis oder ähnlicher politischer Kräfte 
betätigen. Sie sollte sicherstellen, dass mitbestimmte Unternehmen im 
demokratischen Sinne soziale Verantwortung übernehmen. Im Verlauf 
des Niedergangs der deutschen Montanindustrie hat sie sich zudem als 
Garant des sozialen Friedens bewährt.15 Das Manko der AR-

 
15 Dass die großen deutschen Unternehmensverbände 1976 eine Verfassungsklage 
die Übertragung der Aufsichtsrats-Mitbestimmung auf die Gesamtwirtschaft ver-
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Mitbestimmung ist heute ihr weitgehend basisferner Charakter, der z.B. 
AN-Vertreter der IG Metall dazu gebracht hat, im Vodaphone-Fall selbst 
der Gewährung gerichtsnotorisch überzogener Tantiemen und Abfindun-
gen willfähriger Manager ihre Zustimmung nicht zu verweigern. Zudem 
scheint es im internationalen Bereich kaum eine Chance zu geben, die in-
stitutionelle Mitbestimmung der Arbeitnehmer geographisch auszuweiten 
oder zu pluralisieren, indem weitere Anspruchsgruppen einbezogen wer-
den. 

Stakeholderdialoge sind ein verhältnismäßig neues Instrument des 
Stakeholdermanagements. Institutionalisiert finden sie sich in einigen 
deutschen Umweltgesetzen, die die Genehmigung bestimmter Anlagen 
an die Öffentlichkeitsbeteiligung koppeln. Auf freiwilliger Basis gibt es 
sie in vielfältiger Ausprägung, nicht selten auf spezielle Projekte bezo-
gen, für die sich Unternehmen öffentliche Akzeptanz sichern wollen. Ihr 
Manko ist die Beliebigkeit im Umgang mit den erzielten Konsensen. So 
zeigt sich am Beispiel des Bürgerbeteiligungsverfahrens für den Ausbau 
des Flughafens Frankfurt/Main, dass trotz im Dialog erzielter Einigkeit 
über Nachtflugverbote diese nun doch gerichtlich durchgesetzt werden 
müssen, weil sich das Management dem Kompromiss nicht verpflichtet 
fühlt. 

Ob es also in der Unternehmensordnung fest verankerte institutionali-
sierte Formen der demokratischen Legitimierung und Kontrolle von Un-
ternehmenshandeln im Allgemeinen und CSR im Besonderen sind oder 
fallweise projektbezogene Formen, beide Spielarten bedürfen fester Re-
gularien und einer demokratischen Rückbindung zu denen, die in ihnen 
von Repräsentanten vertreten werden, damit sie ihre Wirksamkeit entfal-
ten und nicht zu Schein-Legitimationsveranstaltungen verkommen. Zu 
diesen gehört eine angemessene Informationsgrundlage ebenso wie die 
Verbindlichkeit der erzielten Ergebnisse und die Möglichkeit, im Falle 
von Nichterfüllung die Akteure zu sanktionieren. 

Natürlich ist zu fragen, wie eine derart um pluralistisch-demokratische 
Elemente ergänzte Unternehmensordnung auf den Weg gebracht werden 
könnte angesichts der Schwäche der eigentlich dazu legitimierten staatli-
chen Institutionen. Diese Frage möchte ich als Betriebswirt zuständig-
keitshalber an die Politikwissenschaft weiterreichen. Als interessierter 

 
hindern wollten, muss als Indiz für die damals dort jedenfalls nicht sehr ausgeprägte 
Bereitschaft zu institutionalisierter Corporate Governance interpretiert werden. 
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Laie auf diesem Gebiet meine ich aber mich zu erinnern, dass zahlreiche 
Politiker im Angesicht der aktuellen Finanzkrise nach einer wirksamen 
internationalen Regulierung gerufen haben. Derzeit scheint es so, als wä-
ren diese zum Teil vollmundigen Forderungen bereits wieder in Verges-
senheit geraten. 
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